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TEIL B - T E X T 
 

zur Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan LU 34 „Photovoltaik-
Freiflächenanlage Gleisdreieck Weselsdorf“ der Stadt Ludwigslust  
 
 
I.    PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
  
1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
Sonstiges Sondergebiet erneuerbare Energien  
(§ 11 Abs. 2 BauNVO) 
 
Innerhalb des Plangebietes wird ein Sonstiges Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Erneuerbare Energie - Solarpark“ das der Unterbringung von 
Solarmodulen in Schrägaufstellung sowie den zugehörigen technischen 
Vorkehrungen und Einrichtungen dient, festgesetzt. 
 
Es sind ausschließlich folgende Nutzungen zulässig: 
 

- Solarstromanlagen einschließlich ihrer Befestigung auf und in dem Erdboden, 
- technische Einrichtungen und Anlagen zum Betrieb der Solarstromanlagen z.B. 

Wechselrichter, Trafo, Übergabestation, Stromleitungen, 
- die für die Erschließung und Wartung des Gebietes erforderlichen Wege, 
- Einrichtungen und Anlagen zur Sicherheitsüberwachung, 
- Einfriedungen durch Zaunanlagen mit Toren, 
- Nutzung der Fläche als Weideland. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18 und § 19 BauNVO) 
 
2.1. Die maximal zulässige Grundflächenzahl beträgt 0,8. Maßgebend für die Ermittlung 

der zulässigen Grundflächenzahl ist die nutzbare Grundstücksfläche.  
 
2.2. Die maximal zulässige Höhe der Oberkante eines Solarmoduls beträgt 3,00 m über 

Oberkante des Geländes, das von dem jeweiligen Modul überdeckt wird. 
 Die maximal zulässige Höhe der Nebenanlagen (Wechselrichter, Transformatoren, 

Schaltanlagen) sind bis zu einer Höhe von 3,00 m über Oberkante Gelände zulässig. 
Die Höhenfestsetzungen beziehen sich auf die natürliche Geländeoberfläche.  

 
3. Überbaubare Grundstücksfläche 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen festgesetzt. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind außerhalb der Nebenanlagen und 
unterhalb der Solarmodule als extensives Grünland zu nutzen und zu unterhalten. 
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4. Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO) 
 
4.1. Nebenanlagen sind nur zulässig, sofern sie dem Betrieb der Solaranlagen dienen 

und diesen Anlagen deutlich zugeordnet sind. 
 
4.2. Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind innerhalb des sonstigen 

Sondergebietes unzulässig.  
 
5. Führung von Versorgungsleitungen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 
 

Die Verlegung von Erdkabeln ist im Plangeltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes zulässig.  

 
6. Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten  
 (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
  

Die Flächen des Gewässers des Wasser- und Bodenverbandes Untere Elde werden 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastet. 

 
7. Höhenlage 

(§ 9 Abs. 3 BauGB) 
 

Die in der Planzeichnung bekannt gegebenen Realhöhen gemäß Vermessung gelten 
als Bezugspunkte für die Höhenlage. 

 
 
II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG 

BAULICHER ANLAGEN  
 (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 86 Abs. 1 LBauO M-V) 
 
1. Werbeanlagen 
 

Innerhalb des Plangebietes ist die Errichtung eines Bauschildes und sonstige 
Werbung nur im Bereich der Straße zulässig.  
Beleuchtete Werbeanlagen oder solche mit wechselndem oder flimmerndem Licht 
sind unzulässig. Die Größe der Werbeanlagen ist auf eine Fläche von maximal 2,5 
m² für die Werbetafel zu begrenzen. 
 

2. Einfriedungen 
  

Einfriedungen sind mit maximal 3,00 m Höhe einschließlich Übersteigschutz bezogen 
auf das natürliche Gelände zulässig. Zwischen Geländeoberfläche und Unterkante 
Zaun ist ein durchgängiger Durchlass von 10 bis 15 cm freizuhalten.  
Zaunsäulen sind nur als Einzelfundamente zulässig.  
Streifenfundamente und durchlaufende Zaunsockel sind unzulässig.  
 

3.  Ordnungswidrigkeiten 
 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen verstößt, 
handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit 
Bußgeld geahndet werden. 
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III.  FESTSETZUNGEN FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT, (§ 1a Abs. 3 BauGB, 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. Abs. 6 BauGB und i.V.m. § 9 Abs. 1a BauGB) 

 
 Festsetzungen werden im weiteren Verfahren ergänzt. 
 
 
IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
  
1. Bau- und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale 
 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder 
dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür 
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, 
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach 
Zugang der Anzeige. 
 

2. Anzeige des Baubeginns der Erdarbeiten 
 

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei 
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass 
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den 
Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß § 11 
DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und dokumentieren können. 
Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 
DSchG M-V). 
 

3. Waldabstand 
 
 Innerhalb des festgesetzten Waldabstandes (W) sind gemäß § 20 Abs. 1 LWaldG  

M-V i.V.m. WAbst.VO M-V nur die Errichtung baulicher Anlagen, die nicht dem 
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen dienen und Flächenbefestigungen 
zulässig. Die Errichtung von Solaranlagen ist innerhalb der Waldabstandszone nicht 
zulässig. 
 
 

V. HINWEISE 
 

1. Munitionsfunde 
 

In Mecklenburg-Vorpommern ist nicht auszuschließen, dass auch in einem für den 
Munitionsbergungsdienst (MBD) als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereich 
Einzelfunde auftreten können. Aus diesem Grund sind Tiefbauarbeiten mit 
entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei Tiefbauarbeiten 
kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition gefunden werden, sind aus 
Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung 
sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst ist zu benachrichtigen. 
Nötigenfalls ist die Polizei oder Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger 
Mittel erhält, ist nach § 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet dies unverzüglich den 
örtlichen Ordnungsbehörden anzuzeigen. 
Gemäß § 52 LBauO ist der Bauherr für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften verantwortlich. Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als 
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Bauherr hingewiesen, Gefährdungen für die auf der Baustelle arbeitenden Personen 
so weit wie möglich auszuschließen. Dazu kann auch die Pflicht gehören, vor 
Baubeginn Erkundungen über eine mögliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes 
einzuholen. 
Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung 
(Kampfmittelbelastungsauskunft) der in Rede stehenden Fläche sind 
gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V zu erhalten. Ein 
entsprechendes Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Bauausführung empfohlen. 

 
2. Abfall und Kreislaufwirtschaft 

 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von den 
Baustellen als auch von den fertiggestellten Objekten eine vollständige und 
geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 
erfolgen kann. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 Krw-
/AbfG zur ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaushubs verpflichtet. 
Abfälle (verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht verwertet werden 
können, sind entsprechend §§ 10 und 11 KrW-/ AbfG durch einen zugelassenen 
Beförderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbelastete Bauabfälle 
dürfen gemäß § 18 AbfAlG M-V nicht abgelagert werden. Sie sind wieder zu 
verwerten.  
 

3. Artenschutzrechtliche Belange 
 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
 
 Brutvögel 

Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen soll die Beräumung 
der Flächen (Entfernung der Vegetation und Entfernung von Gebüschen und 
Gehölzen) im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar erfolgen. Die Vegetation ist in 
der Bauphase kurzrasig zu halten, damit es zu keinen Brutversuchen auf den 
Flächen kommt. 

 
Reptilien 
Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen soll die Beräumung 
der Flächen (Erdarbeiten) in einem Zeitraum erfolgen, in dem die Reptilien flüchten 
können. Dies sollte im Zeitraum vom 15. März bis 30. April bzw. im Zeitraum vom 1. 
August bis 30. September erfolgen. Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile 
Böschungen vermieden werden bzw. die Gräben und Gruben schnellstmöglich zu 
verschließen sind und vorher eventuell hereingefallene Tiere (Amphibien, Reptilien 
usw.) aus den Gräben zu entfernen sind. 

 
Amphibien 
Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen soll die Beräumung 
der Flächen (Erdarbeiten) in einem Zeitraum erfolgen, in dem die Amphibien flüchten 
können. Dies sollte im Zeitraum vom 15. März bis 30. April bzw. im Zeitraum vom 1. 
August bis 30. September erfolgen. Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile 
Böschungen vermieden werden bzw. die Gräben und Gruben schnellstmöglich zu 
verschließen sind und vorher eventuell hereingefallene Tiere (Amphibien, Reptilien 
usw.) aus den Gräben zu entfernen sind. 
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